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Die aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. ist der deutsche Fachverband für 

alle Fragen der betrieblichen Altersversorgung in der Privatwirtschaft und dem öffentlichen Dienst. Sat-

zungsgemäß setzt sich die aba neutral und unabhängig vom jeweiligen Durchführungsweg für den Be-

stand und Ausbau der betrieblichen Altersversorgung ein. 

Die aba vereinigt in ihrer Mitgliedschaft Unternehmen aller Größenordnungen, Altersversorgungseinrich-

tungen, Verbände (u. a. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften) und Dienstleister wie Beratungsun-

ternehmen, Rechtsanwälte, Versicherungsmathematiker, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Versicherun-

gen, Banken und Investmenthäuser. 
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Zusammenfassung 

Die mit dem Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) für das pAV-Reformgesetz auf-
geworfenen Fragestellungen, die möglichen Auswirkungen auf die betriebliche Altersversorgung und die Ba-
lance der drei Säulen der Altersversorgung sind u.E. äußerst komplex. Wir bedauern daher sehr, dass das 
BMF den Referentenentwurf erst am 30. September 2024 – also über 14 Monate nach der Veröffentlichung 
des Abschlussberichts der Fokusgruppe – zur Konsultation gestellt und weniger als drei Wochen Zeit zur Stel-
lungnahme eingeräumt hat.  
 
In der Stellungnahme zum BMF-Referentenentwurf weist die aba u.a. hin auf:   
 

• Säulenübergreifendes Gesamtkonzept für die Altersvorsorge in Deutschland fehlt: Wir bedauern es, 
dass bei der Umsetzung ein weiteres Mal die Chance vertan wurde, eine Bestandsaufnahme und Zielde-
finition der drei Säulen der Altersversorgung vorzunehmen. Daher lässt auch der vorgelegte BMF-Refe-
rentenentwurf keine bzw. nur wenig Verzahnung mit den anderen Säulen erkennen und trägt so auch 
nicht dazu bei, ein säulenübergreifendes Gesamtkonzept für die Alterssicherung voranzubringen. Für die 
private Altersvorsorge sollen Produkte gefördert werden, die aus Sicht der Vorsorgenden deutlich flexib-
ler und rentierlicher sein können als es die derzeitigen Rahmenbedingungen der betrieblichen Alters-
versorgung erlauben. Dies betrifft u.a. die Flexibilisierung bzw. Aufhebung der Beitragsgarantie ebenso 
wie die generelle Frage der Vererblichkeit von nicht verbrauchtem Altersvorsorgekapital. Diese im BMF-
Referentenentwurf definierten Rahmenbedingungen für die private Altersvorsorge sind geeignet, die 
betriebliche Altersversorgung nachhaltig zu beschädigen und die von der Bundesregierung angestrebte 
Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung zu konterkarieren. 

 

• Altersversorgung ist mehr als Vermögensbildung: Für die private Altersversorgung ist eine Konzentra-
tion auf die Altersleistung vorgesehen. Todesfall- und Erwerbsminderungsrisiken dürfen hier nicht mehr 
abgesichert werden und Auszahlpläne ohne eine lebenslange Auszahlung werden gefördert. Damit wer-
den in den genannten Bereichen mögliche Versorgungslücken eröffnet, die bei der betrieblichen Alters-
versorgung vermieden werden können.  

-  

• Die Bundesregierung sollte konsistente Anreize und Botschaften zum erforderlichen Ausbau kapitalge-
deckter Altersvorsorge setzen: Der BMF-Referentenentwurf wirft hier viele grundlegende Fragen auf. 
Wie steht die – im Vergleich zum Regierungsentwurf für das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz (2. 
BRSG) – über dreimal so hohe Förderung dieser längerfristigen Vermögensbildung zur Zielsetzung der 
Bundesregierung, die betriebliche Altersversorgung, v.a. durch eine Weiterentwicklung des Sozialpart-
nermodells, auszubauen? Der vorliegende BMF-Referentenentwurf sieht auch eine Förderung für Pro-
dukte mit einem Auszahlungsplan vor, der mit dem 85. Lebensjahr endet. Diese Auszahlungsform kann 
bei Leistungsbeginn auf viele Menschen durchaus attraktiv wirken. Dabei wird aber in Kauf genommen, 
dass Menschen im fortgeschrittenen Alter, d.h. zu einem Zeitpunkt, in dem sie nicht mehr gegensteuern 
können, einem erhöhten Altersarmutsrisiko ausgesetzt sein können und staatliche Unterstützung not-
wendig wird. Finanzielle Risiken werden damit auf die künftigen Steuerzahler übertragen, während 
nicht verbrauchtes Altersvorsorgekapital – anders als bei der betrieblichen Altersversorgung – großzü-
gig vererbt werden kann. Das halten wir bei einer verbreiteten Entscheidung für diese Auszahlungsform 
für sozialpolitisch kritisch, zumal die künftige Förderung ja die Bevölkerung in der ganzen Breite errei-
chen soll.  
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• Neue Förderung für alte und neue bAV-Verträge ist zu begrüßen, doch Rechtsklarheit ist notwendig 
und unnötige Komplexität muss vermieden werden: Wir begrüßen die vorgesehene Anhebung des Son-
derausgaben-Höchstbetrages sowie grundsätzlich auch die neue Fördersystematik, die auch für beste-
hende bAV-Riesterverträge genutzt werden kann. Wir regen an, die neue Fördersystematik im Hinblick 
auf das Gender Pension Gap zu überprüfen. Unnötige weitere Komplexität in der betrieblichen Alters-
versorgung muss vermieden und Rechtsklarheit geschaffen werden. So unterstellt der BMF-Referenten-
entwurf, dass die neuen Regelungen für die in § 3 Nr. 63 EStG genannten bAV-Versorgungsträger im gel-
tenden Rechtsrahmen der bAV auch arbeits- und aufsichtsrechtlich umsetzbar sind. Dies trifft u.E. nur 
für Altersversorgungssysteme mit einer 100%-Garantie und lebenslangen Leistungen zu. Wir empfehlen, 
die Verweise in § 3 Nr. 63 EStG, § 100 EStG und § 1a BetrAVG auf die Regelung des § 82 Abs. 2 Satz 2 Nr. 
1 und 2 EStG zu reduzieren. Auch beim Thema „Wechseloptionen“ fehlt es an Rechtsklarheit. Zudem 
sollte u.a. die Umsetzungsfrist großzügiger bemessen sein und die Günstigerprüfung im Rahmen des § 
52 Abs. 50a EStG von der ZfA vorgenommen werden.  
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1 Einleitung 

Wir unterstützen das Anliegen, dass angesichts des demografischen Wandels das Drei-Säulen-System der Al-

tersversorgung insgesamt reformiert werden soll. Wir bedauern es aber, dass keine Reform „aus einem Guss“ 

erfolgt. Die drei parallellaufenden Reformprojekte sind nicht angemessen verzahnt und berücksichtigen nicht 

ausreichend die wechselseitigen Rückkopplungen. Die im vorliegenden Gesetzentwurf definierten Rahmenbe-

dingungen für die private Altersvorsorge sind geeignet, die von der Bundesregierung angestrebte Ausweitung 

der betrieblichen Altersversorgung zu konterkarieren. Für die Reform der privaten Vorsorge sollen jährlich 515 

Mio. Euro an Haushaltsmitteln aufgewandt werden, für die anstehende Reform der betrieblichen Altersver-

sorgung lediglich 155 Mio. Euro. Für die private Altersvorsorge sollen Produkte gefördert werden, die aus Sicht 

der Vorsorgenden deutlich flexibler und rentierlicher sein können als es die derzeitigen Rahmenbedingungen 

der betrieblichen Altersversorgung erlauben. Dies betrifft u.a. die Flexibilisierung bzw. Aufhebung der Beitrags-

garantie ebenso wie die generelle Frage der Vererblichkeit von nicht verbrauchtem Altersvorsorgekapital. Für 

diese faktische Begünstigung der privaten Altersvorsorge sehen wir keinen sachlichen Grund – im Gegenteil: 

Für die erforderliche Stärkung kapitalgedeckter Altersversorgung muss die betriebliche Altersversorgung in 

Deutschland der priorisierte Weg sein. Die Förderung der betrieblichen Altersversorgung und die weitere Stei-

gerung ihrer Attraktivität sollte daher Vorrang haben. Dies gilt es im 2. BRSG noch stärker zu berücksichtigen. 

Andernfalls besteht die Gefahr einer nachhaltigen Schädigung der betrieblichen Altersversorgung.  

 

In jedem Fall halten auch wir es für erforderlich, dass mehr Menschen neben einer stabilen gesetzlichen Rente 

eine angemessene kapitalgedeckte Altersvorsorge aufbauen. Dies war auch erklärtes Ziel der Bundesregierung 

im Koalitionsvertrag. Die gesetzliche Rente wird auch in Zukunft nicht allein eine Lebensstandardsicherung bie-

ten können. Ziel muss es sein, eine solide Altersversorgung mit einem dualen Kern aus gesetzlicher und be-

trieblicher Altersversorgung für möglichst viele Beschäftigte aufzubauen, die gegebenenfalls durch private Al-

tersvorsorge ergänzt werden kann. Insoweit ist die neue Form der steuerlich geförderten privaten Altersvor-

sorge zu begrüßen. 

 

Die Belange der betrieblichen Altersversorgung müssen auch bei den hier zu begutachtenden Reformvorschlä-

gen berücksichtigt werden. Reformen der privaten Altersvorsorge wirken sich immer auch auf die betriebliche 

Altersversorgung aus, da die Menschen den für die Altersvorsorge entbehrlichen Euro nur einmal ausgeben 

können. Für die private Vorsorge aufgewandte Mittel stehen nicht mehr für eine Entgeltumwandlung zur Ver-

fügung. Entsteht der Eindruck, dass private Vorsorge attraktiver ist, könnte mittelfristig sogar das Interesse an 

arbeitgeberfinanzierter oder gemeinsam finanzierter betrieblicher Altersversorgung abnehmen. 

 

Eine Reform der sog. Riesterrente, wie sie im vorliegenden Referentenentwurf vorgeschlagen wird, betrifft die 

betriebliche Altersversorgung zudem unmittelbar, da viele Versorgungsmodelle „Riester-förderfähige“ Beiträge 

der Mitarbeitenden umfassen.  

 

Die im Referentenentwurf vorgeschlagene Reform muss diese Zusammenhänge berücksichtigen, will sie die 

betriebliche Altersversorgung nicht nachhaltig beschädigen. 

 

 
2 Hintergrund: Reformen ohne säulenübergreifendes Gesamtkonzept für die Altersvorsorge 

Im Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2021 haben sich die Regierungsparteien darauf verständigt, in dieser Legisla-

turperiode alle drei Säulen der Altersvorsorge zu reformieren. So wurde unter anderem vereinbart: „Neben der 
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gesetzlichen Rente bleiben die betriebliche wie private Altersvorsorge wichtig für ein gutes Leben im Alter. Die 

betriebliche Altersversorgung wollen wir stärken, (…)  Wir werden das bisherige System der privaten Altersvor-

sorge grundlegend reformieren.“ 

 

Wir bedauern es, dass bei der Umsetzung ein weiteres Mal die Chance vertan wurde, eine Bestandsaufnahme 

und Zieldefinition der drei Säulen der Altersversorgung vorzunehmen. Daher lässt auch der vorgelegte BMF-

Referentenentwurf keine bzw. nur wenig Verzahnung mit den anderen Säulen erkennen und trägt so auch 

nicht dazu bei, ein säulenübergreifendes Gesamtkonzept für die Alterssicherung voranzubringen.  

 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zum Aufbau eines Generationenkapitals 

für die gesetzliche Rentenversicherung (Rentenniveaustabilisierungs- und Generationenkapitalgesetz bzw. 

Rentenpaket II) befindet sich derzeit im parlamentarischen Verfahren. Die aba hat hierzu ihre grundlegenden 

Einwände mehrfach vorgetragen. Wir halten es für bedenklich, dass in Zukunft die Kosten des demografischen 

Wandels nahezu komplett auf die Beitragszahler abgewälzt werden. Aus dem geplanten „Generationenkapital“ 

sind nur eher bescheidene Entlastungen zu erwarten. Damit geht das geplante Gesetz die echten demografi-

schen Herausforderungen, vor denen die gesetzliche Rentenversicherung steht, nicht an. Es schafft sogar neue, 

da Arbeitnehmern angesichts stark steigender Rentenversicherungsbeiträge immer weniger Mittel zum Aufbau 

einer betrieblichen oder privaten Altersversorgung zur Verfügung stehen. 

 

Die Vorschläge der Bundesregierung zur Reform der betrieblichen Altersversorgung liegen in Form eines Regie-

rungsentwurfs für ein Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz (2. BRSG) vor. Viele der manchmal kleinen Re-

formschritte in diesem 2. BRSG-Entwurf gehen in die richtige Richtung. Das gilt für Erleichterungen bei den Ab-

findungen und beim vorzeitigen Bezug, bei Optionsmodellen, bei der Öffnung von Sozialpartnermodellen für 

Dritte, den Verbesserungen bei der Geringverdienerförderung und den Änderungen im Aufsichtsrecht für Pen-

sionskassen und Pensionsfonds. Auch mit vielen kleinen Schritten kommt man vorwärts – allerdings kämen wir 

mit größeren Schritten deutlich schneller ans Ziel. Doch die großen Schritte scheitern am arbeitsrechtlichen 

Bestandsschutz und an der Haushaltslage, wie etwa höhere Förderquoten bei der Geringverdienerförderung, 

Gleichschritt von Steuer- und Beitragsfreiheit, Beseitigung oder zumindest signifikanter Erhöhung der Dotie-

rungsgrenzen bei den externen Durchführungswegen und sachgerechten Lösungen beim Rechnungszins der 

Direktzusage. Anerkannte Grundprinzipien unseres Drei-Säulen-Systems der Alterssicherung müssen weiterhin 

gelten. So begrüßen wir es sehr, dass im Regierungsentwurf für ein 2. BRSG klargestellt wird, dass Zusatzbei-

träge (insbesondere gem. § 187a SGB VI) in die gesetzliche Rentenversicherung gerade keine Alternative zur 

betrieblichen Altersversorgung darstellen.  

 

Der vorliegende BMF-Referentenentwurf zur Reform der privaten Altersvorsorge greift viele Empfehlungen 

der Fokusgruppe private Altersvorsorge auf. Auch die aba war in der Fokusgruppe vertreten und hat sich u.a. 

mit einer Stellungnahme beteiligt. Die Reform der steuerlich geförderten privaten Altersvorsorge ist dringend 

notwendig und seit Jahren überfällig. 

 

Auch die Empfehlung der Fokusgruppe, bestimmte Formen der Förderung für die private Vorsorge auch für die 

betriebliche Altersversorgung nutzen zu können, ist richtig. Entsprechende Erfahrungen haben wir bereits mit 

bAV-Riesterverträgen gemacht, denn eine beträchtliche Zahl von Riester-Renten sind als Betriebsrente organi-

siert. Das Förderinstrumentarium der „Riester-Nachfolge-Produkte“ muss also auch weiterhin für die betriebli-

che Altersversorgung nutzbar sein. 
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Der vorliegende BMF-Referentenentwurf sieht aber auch eine Förderung für Produkte mit einem Auszahlungs-

plan vor, der mit dem 85. Lebensjahr endet. Diese Auszahlungsform kann bei Leistungsbeginn auf viele Men-

schen durchaus attraktiv wirken. Dabei wird aber in Kauf genommen, dass Menschen im fortgeschrittenen Al-

ter, d.h. zu einem Zeitpunkt, in dem sie nicht mehr gegensteuern können, einem erhöhten Altersarmutsrisiko 

ausgesetzt sein können und staatliche Unterstützung notwendig wird. Finanzielle Risiken werden damit auf 

die künftigen Steuerzahler übertragen, während nicht verbrauchtes Altersvorsorgekapital – anders als bei 

der betrieblichen Altersversorgung – großzügig vererbt werden kann. Das halten wir bei einer verbreiteten 

Entscheidung für diese Auszahlungsform für sozialpolitisch kritisch, zumal die künftige Förderung ja die Bevöl-

kerung in der ganzen Breite erreichen soll. 

 

 
3 Altersversorgung ist mehr als Vermögensbildung und muss stärker gefördert werden 

Der BMF-Referentenentwurf für das pAV-Reformgesetz sieht eine attraktive Förderung für die private Alters-

vorsorge vor, verbunden mit einer neuen Definition von Altersvorsorge in der dritten Säule. Für die private Al-

tersvorsorge ist eine Konzentration auf die Altersleistung vorgesehen. Todesfall- und Erwerbsminderungsrisi-

ken dürfen hier nicht mehr abgesichert werden und Auszahlpläne ohne eine lebenslange Auszahlung werden 

gefördert. Damit werden in den genannten Bereichen mögliche Versorgungslücken eröffnet, die bei der be-

trieblichen Altersversorgung vermieden werden können.  

 

Ohne eine Absicherung des Langlebigkeitsrisikos können die monatlichen Zahlungen zwar höher ausfallen als 

bei lebenslangen Leistungen, aber um welchen Preis? Heute erreichen laut der Sterbetafel 2021/2023 des Sta-

tistischen Bundesamts bereits 54% der Frauen und 36% der Männer das 85. Lebensjahr. Menschen leben damit 

im Durchschnitt deutlich länger als sie annehmen und sie verfügen regelmäßig über zu wenig Finanzwissen, um 

angesammeltes Kapital oder zeitlich befristete Leistungen in eine lebenslange Leistung umzuwandeln. Die 

Chance, ein hohes Lebensalter zu erreichen, ginge dann einher mit dem Risiko, im hohen Alter ohne Leistungen 

aus der privaten Vorsorge dazustehen. Gerade, wenn ältere Menschen einen erhöhten Finanzbedarf, z.B. auf-

grund einer Pflegesituation haben, fehlen ihnen dann die Leistungen aus der privaten Vorsorge und sie werden 

ggf. weitere staatliche Unterstützung benötigen (dies bleibt bei den BMF-Abschätzungen der Haushaltsausga-

ben unberücksichtigt). Dies sollte nicht staatlich, jedenfalls nicht wie eine lebenslange Versorgungsleistung, 

gefördert werden. Langfristige Vermögensbildung ist grundsätzlich gut, aber wir brauchen vor allem hö-

here/verlässliche lebenslange Leistungen. 

 

Will die Bundesregierung mit dem pAV-Reformgesetz den Ausbau individueller Altersvorsorge forcieren, die 

im Kern eine längerfristige Vermögensbildung ist? Wie steht dies im Verhältnis zur Zielsetzung des 2. BRSG, 

das auf den Ausbau der betrieblichen Altersversorgung, u.a. durch eine Weiterentwicklung des Sozialpartner-

modells, abzielt? Im Sozialpartnermodell, der einzigen Möglichkeit der reinen Beitragszusage in der betriebli-

chen Altersversorgung, gibt es – verbunden mit der Einbeziehung der Sozialpartner – ebenso die Chance auf 

höhere Startleistungen, jedoch in der Form von lebenslangen Renten, verbunden mit mehreren Instrumenten, 

um Schwankungen der Renten zu mindern. Bei den künftig geförderten Produkten der dritten Säule sollen nun 

auch höhere Startleistungen und Auszahlpläne mit einem Zahlungsende im Alter 85 ermöglicht werden. Wel-

che politische Botschaft will die Bundesregierung mit diesen beiden Reformvorhaben an die Sozialpartner, Ar-

beitgeber und Arbeitnehmer senden? 
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Die für die Alterssicherung aufwendbaren Mittel der Arbeitnehmer sind – trotz Beteiligung der Arbeitgeber – 

begrenzt. Um die gewünschten Anreize setzen zu können, regen wir an, die Attraktivität von § 3 Nr. 63 EStG im 

Vergleich zu der neuen pAV-Förderung v.a. im Hinblick auf die Hauptzielgruppen näher zu untersuchen.  

 

Aus Sicht der aba ist Altersversorgung weit mehr als Vermögensbildung! Auch der kollektive Ansatz der be-

trieblichen Altersversorgung bietet den meisten Arbeitnehmern viele Vorteile verglichen mit individuellen Pro-

dukten und ist daher vorzuziehen. Dies gilt es bei der Schaffung angemessener Rahmenbedingen für die be-

triebliche Altersversorgung und die private Altersvorsorge zu berücksichtigen.  

 

Dem BMF-Referentenentwurf ist zu entnehmen, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen Haushaltsausgaben 

bzw. -mindereinnahmen von 515 Mio. Euro pro Jahr auslösen werden. Wie oben bereits dargestellt wird ein 

großer Teil davon in die reine Vermögensbildung fließen. Demgegenüber soll der Haushaltsaufwand, ausgelöst 

durch die im Regierungsentwurf für ein 2. BRSG vorgeschlagenen Maßnahmen nur 155 Mio. Euro pro Jahr be-

tragen. Dieses Missverhältnis in der Förderung ist sozialpolitisch nicht nachvollziehbar und unangemessen. 

Während bei der Forderung nach einer höheren Geringverdienerförderung in der betrieblichen Altersversor-

gung auf die schwierige Haushaltslage verwiesen wird, sieht der BMF-Entwurf für die private Altersvorsorge 

eine neue Geringverdienerförderung (§ 84 Satz 3 EStG-E) vor. Wir fühlen uns daher in unserer Empfehlung be-

stärkt, stattdessen für die zielgenaue Förderung von Betriebsrenten für Geringverdiener in der Betriebsrenten-

reform (§ 100 EStG) eine deutlich höhere Förderung vorzusehen. 

 

 
4 Aufbau kapitalgedeckter Altersvorsorge sollte effizient erfolgen 

Im Hinblick auf die Effizienz der künftigen privat geförderten Altersversorgung setzt der BMF-Referentenent-

wurf auf den Wettbewerb der Anbieter und den „mündigen Bürger“, der für sich das richtige Produkt auswäh-

len will und kann. Vorgesehen sind hierfür v.a. Wechselmöglichkeiten der Kunden und eine digitale Vergleichs-

plattform. Ob derartige Wechselmöglichkeiten bei langfristigen Prozessen wie der Altersvorsorge tatsächlich 

im Interesse der Vorsorgenden sind, bezweifeln wir. Die Erfahrungen – nicht nur in Deutschland – mit Umde-

ckungen, bei denen bestehende langfristige Verträge auf Empfehlung von Anbietern oder Beratern gekündigt 

und gleichzeitig ein Neuabschluss bei demselben oder anderen Unternehmen erfolgt, sprechen dagegen („hin 

und her macht Taschen leer“).  

Aufbau und Pflege der digitalen Vergleichsplattform sind mit erheblichem Aufwand verbunden – für die BaFin 

und die Anbieter. Die Angebotsvielfalt (verschiedene Garantieprodukte, unterschiedliche Depotprodukte, 

Wohnförderkonten, lebenslange Leistungen, Ratenauszahlung, Teilkapitalisierung etc.) wird sinnvolle und für 

breite Bevölkerungsgruppen verständliche und hilfreiche Vergleiche zu einer Herausforderung machen. Ferner 

wird diese Angebotsvielfalt auch weiterhin vor allem nichtfinanzaffine Teile der Bevölkerung eher abschrecken 

als sie bei einer Vorsorgeentscheidung zu unterstützen. Ohne eine ausreichende Finanzbildung in der Breite 

dürfte der Nutzen des Vergleichsportals begrenzt bleiben. 

Die kollektive betriebliche Altersversorgung setzt demgegenüber erfolgreich auf Altersversorgungssysteme, die 

Sozialpartner oder Arbeitgeber über Altersversorgungseinrichtungen für Gruppen von Arbeitnehmern auswäh-

len. Für Geringverdiener werden Anreize bei deren Arbeitgebern gesetzt, eine geförderte betriebliche Alters-

versorgung (Geringverdienerförderung nach § 100 EStG) aufzubauen. Dieses erfolgreiche System sollte noch 

stärker als derzeit geplant (RegE für ein 2. BRSG) gefördert werden, da Geringverdiener so eher und mit weni-

ger individuellen Hürden versehen zu einer kapitalgedeckten Altersversorgung kommen als mithilfe eines Ver-

gleichsportals für die private Vorsorge.  

 



aba Arbeitsgemeinschaft für  Seite 8 

betriebliche Altersversorgung e.V. 

aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V.    Wilhelmstraße 138, 10963 Berlin  

 

 
5 Bestandsschutz für bestehende bAV-Riesterverträge ist richtig  

Die geplanten Bestandsschutzregelungen begrüßen wir, insbesondere dass die bAV mit ihren bisher geförder-

ten Alterssicherungssystemen auch weiterhin förderfähig bleibt. Positiv ist auch, dass bei neuen bAV-Verträgen 

weiterhin Erwerbsunfähigkeit und Hinterbliebene abgesichert werden können. 

 

Um die Interessen des Einzelnen zu wahren, sollen zurecht die bisherigen Regelungen zur steuerlichen Förde-

rung für Bestandsverträge fortgelten (§ 52 Abs. 50a Satz 1 EStG). Dies gilt analog auch für entsprechende Ver-

einbarungen im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung (§ 52 Abs. 50a Satz 2 EStG). Der Bestandsschutz 

betrifft die Regelungen zum Sonderausgabenabzug (§ 10a EStG), zur Förderberechtigung der mittelbar zulage-

berechtigten Personen (§ 79 EStG), zu den Altersvorsorgebeiträgen (§ 82 EStG), der Zulagenförderung (§§ 83, 

84 und 85 Absatz 1 EStG), zum Mindesteigenbeitrag (§ 86 EStG), zum Zusammentreffen von mehreren Verträ-

gen (§ 87 EStG) sowie zur schädlichen Verwendung (§ 93 Absatz 1 EStG). 

 

 
6 Sonderausgaben-Höchstbetrag erhöhen und steuerliche Komplexität vermeiden 

Im Rahmen der Riester-Förderung wird derzeit ein zusätzlicher Sonderausgabenabzugsbetrag von 2.100 Euro 

pro Jahr gewährt. Dabei handelt es sich um einen festen jährlichen Höchstbetrag, bis zu dem Altersvorsorge-

beiträge einschließlich der dem Steuerpflichtigen zustehenden Altersvorsorgezulage zugunsten eines Altersvor-

sorgevertrages berücksichtigt werden können. Der Betrag wurde seit 2008 nicht mehr angepasst.  

 

Es ist zu begrüßen, dass der Höchstbetrag auf 3.500 Euro pro Jahr angehoben werden soll. Der neue Höchstbe-

trag soll ab dem Veranlagungszeitraum 2025 für bereits abgeschlossene Riester-Verträge gelten, was ebenfalls 

zu begrüßen ist. Damit werden auch den Altersvorsorgenden, die bereits einen Riester-Vertrag abgeschlossen 

haben, Verbesserungen im Rahmen dieser Reform ermöglicht, ohne dass diese einen neuen Altersvorsorgever-

trag abschließen müssen. Wir unterstützen daher die vorgesehene Anhebung des Sonderausgaben-Höchstbe-

trages auch für bestehende bAV-Riesterverträge auf 3.500 Euro bei grundsätzlichem Bestandsschutz (§ 10a 

Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz EStG). 

 

Bei § 87 Abs 1 Satz 10 EStG sollte richtiggestellt werden, dass die Leistungen der betrieblichen Altersversor-

gung bei Überzahlung nach § 22 und nicht nach § 20 zu besteuern sind (siehe auch BMF-Schreiben vom 

8.12.2021 Rd.Ziffer 150ff.). 

 

 
7 Rechtsklarheit für bAV-Versorgungsträger bei künftiger Riester-Förderung und Vermeidung zusätzli-

cher Komplexität in der bAV 

Der BMF-Referentenentwurf unterstellt, dass die neuen Regelungen für die in § 3 Nr. 63 EStG genannten bAV-

Versorgungsträger im geltenden Rechtsrahmen der bAV auch arbeits- und aufsichtsrechtlich umsetzbar sind. 

Dies trifft u.E. nur für Altersversorgungssysteme mit einer 100%-Garantie und lebenslangen Leistungen zu, 

also für Leistungsarten nach § 82 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 und 2 EStG. Wir begrüßen, dass in der bAV auch künftig die 

Förderung ohne Zertifizierung nach dem Altersvorsorge-Zertifizierungsgesetz genutzt werden kann. Das Be-

triebsrentenrecht und das Aufsichtsrecht der betrieblichen Altersversorgung setzen ausreichend qualitative 

Standards für die Altersversorgung. Im Interesse der Rechtssicherheit sollte zusätzlich klargestellt werden, dass 

damit auch viele der anderen Vorschriften des Reformpaketes nicht einschlägig sind. So stehen das Arbeits- 
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und Aufsichtsrecht allen anderen Gestaltungsoptionen entgegen. Gleiches gilt für die „Wechseloptionen“. Eine 

solche „Wechseloption“ können „Kapitalsammelstellen“ wie das Altersvorsorgedepot umsetzen. Sobald es al-

lerdings um Angebote geht, die z.B. die Langlebigkeit absichern, funktioniert dies nicht ohne weiteres. Zudem 

steht einem individuellen Anbieter- und Produktwechsel das Dreiecksverhältnis (Arbeitgeber-Altersversor-

gungseinrichtung,-Arbeitnehmer) in der betrieblichen Altersversorgung entgegen. Richtigerweise ist auch das 

„Vergleichsportal“ auf private zertifizierte Altersvorsorgeverträge beschränkt. Es wäre daher wünschenswert, 

wenn noch klarer herausgearbeitet würde, welche Regelungen des Reformpaketes für die geförderte be-

triebliche Altersversorgung gelten bzw. nicht gelten. 

 

Die künftige Förderung sollte zu keiner zusätzlichen Komplexität in der bAV führen. Wir empfehlen daher, die 

Verweise in § 3 Nr. 63 EStG, § 100 EStG und § 1a BetrAVG auf die Regelung des § 82 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 

EStG zu reduzieren.  

 

 
8 Neues Förderkonzept ist leichter administrier- und erklärbar, doch Umsetzbarkeit muss erleichtert 

werden 

Die neue Fördersystematik (§§ 84 ff. EStG) begrüßen wir grundsätzlich.  

 

Sie hält im Grundsatz am bewährten System der Riester-Förderung fest, bei dem untere Einkommensgruppen, 

junge Menschen, Eltern von Kindern oder jungen Erwachsene in Ausbildung besonders hohe Förderquoten 

erreichen. Zukünftig soll die bisherige Förderung mittels einkommensabhängiger Mindesteigenbeitragsberech-

nung und fester Zulagen durch beitragsproportionale Grund- und Kinderzulagen abgelöst werden, die stärker 

die Beitragsleistungen der Altersvorsorgenden berücksichtigen und deshalb höhere Anreize zu mehr Eigenspar-

leistungen setzen. Die Förderung wird verständlicher, indem künftig Eigenbeiträge bis zu einem für alle ein-

heitlichen Maximalbetrag über Zulagen aufgestockt werden. Bis zu diesem Maximalbetrag wird daher künftig 

jeder Euro gefördert. Zugleich fallen dadurch die aufwendige jährliche Mindesteigenbeitragsberechnung so-

wie Zulagenkürzungen weg. Altersvorsorgende mit geringen Einkommen sowie Berufseinsteiger werden dar-

über hinaus mit festen Erhöhungsbeträgen gefördert. Der Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG bleibt erhal-

ten. Er wird aus der Summe der Eigenbeiträge und der zustehenden Zulagen berechnet. Es findet auch weiter-

hin eine Günstigerprüfung zwischen der Auswirkung des Sonderausgabenabzugs und der Zulagenförderung 

statt. 

 

Allerdings weist das neue Förderkonzept im Vergleich zum alten auch Schwächen auf. Bisher enthält das Sys-

tem eine sehr starke Förderung von Kindern, die vor allem Müttern zugutekam (ohne eigenes Einkommen lös-

ten 60 Euro bereits die vollen Kinderzulagen aus, was nun erst bei 1.200 Euro der Fall sein soll). Angesichts des 

deutlichen Gender Pay/Pension Gaps ist dies aus unserer Sicht nicht wünschenswert und eine deutliche Ver-

schlechterung für die geförderte Altersversorgung von Frauen, die überproportional von Altersarmut bedroht 

sind. 

 

Unter anderem sind noch folgende Punkte zu klären bzw. betriebsrentenrechtlich zu flankieren: 

• Günstigerprüfung im Rahmen des § 52 Abs. 50a EStG: Die Möglichkeit der Arbeitnehmer, zwischen 

neuer und alter Förderung zu entscheiden, wird diese schnell überfordern und führt bei den Anbietern 

und Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung zu neuen Pflichten und damit Haftungsfragen. 

Bei den Anbietern und Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung sowie der ZfA wird dies zu 

mehr administrativem Aufwand führen. Es wäre daher sinnvoll, wenn die ZfA bei bestehenden 
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Verträgen einer Person automatisch prüft, ob für diese Verträge neben den Zulagen nach neuem Re-

gime (prozentuale Förderung bzw. „Förderung neu“) eine weitere Zulage gewährt wird, die zusammen 

mit der „Förderung neu“ der bisherige Zulagenhöhe entspricht. Diese Prüfung wird von der ZfA laufend 

vorgenommen. Sollte die Vorteilhaftigkeitsprüfung im Hinblick auf die Zulagen nicht erfolgen, so sind 

die Anbieter und Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung von Haftungsfragen bei aus Sicht 

der pAV-Vorsorgenden unrichtiger Information für die Wahl „Förderregime alt“ oder „Förderregime 

neu“ freizustellen. 

 

• Längere Umsetzungsfrist: Der BMF-Referentenentwurf sieht in Art. 14 vor, dass die wesentlichen Teile 

der pAV-Reform am 1. Januar 2026 in Kraft treten sollen. Im Bereich der betrieblichen Altersversor-

gung basieren viele Modelle auf tarifvertraglicher Basis, deren Anpassung einer längeren Vorlaufzeit 

bedarf. Zusätzlicher Anpassungsbedarf wird sich bei den bAV-Altersversorgungssystemen auch auf-

grund der Umsetzung des 2. BRSG ergeben. Daher ist eine längere Umsetzungs- bzw. Übergangsfrist 

erforderlich. 

 

• Abfindung von Kleinstbetragsrenten: Durch § 93 Abs 3 EStG und durch die Neuregelung des Betriebs-

rentengesetzes (2. BRSG-E) kann es zu einem Auseinanderlaufen der zulässigen Abfindung von 

Kleinstbetragsrenten kommen, dies erzeugt unnötige Komplexität. Wir regen an, dass für im Bereich 

der betrieblichen Altersversorgung geförderte Altersvorsorgeverträge im Sinne des § 10a EStG für die 

steuerunschädliche Abfindung auch die Regelungen des Betriebsrentengesetzes gelten. 

 

 
9 Schlussbemerkung  

Die mit dem BMF-Referentenentwurf für das pAV-Reformgesetz aufgeworfenen Fragestellungen, die mögli-

chen Auswirkungen auf die betriebliche Altersversorgung und die Balance der drei Säulen der Altersversorgung 

sind u.E. äußerst komplex. Wir bedauern daher sehr, dass das BMF den Referentenentwurf erst am 30. Sep-

tember 2024 – also über 14 Monate nach der Veröffentlichung des Abschlussberichts der Fokusgruppe – zur 

Konsultation gestellt und weniger als drei Wochen Zeit zur Stellungnahme eingeräumt hat. Wir bieten den Aus-

tausch, auch mit Praktikern aus Altersversorgungseinrichtungen und Beratungshäusern, zum Thema „Reform 

der pAV und bAV“ an. 

 

 

18. Okt. 2024 /St/SD 
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